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Olaf Scholz Erster Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg und Präsident des Senats 
Rathausmarkt 1 
20095 Hamburg
Dresden

DIRK HILBERT ERSTER BÜRGERMEISTER DER STADT DRESDEN
· DR.-KÜLZ-RING 19
01067 DRESDEN
Sehr geehrter Herr Bürgersmeister,
Bitte setzen Sie sich möglichst schnell mit den Kommunalbehörden von St. Petersburg in der Russischen Föderation  in Verbindung, um die universellen Menschenrechte von Lesben, Schwulen, Transgender und Intersex-Menschen zu schützen.

Amnesty International ist sehr besorgt über die jüngsten Entwicklungen in St. Petersburg Partnerstadt von (Hamburg, Dresden). Wir möchten Sie bitten, möglichst bald an den Stadtpräsidenten von St. Petersburg Georgy Poltavchenko zu schreiben und zu zeigen, dass die Bürger_innen von (Hamburg, Dresden) entsetzt über die geplante menschenverachtende, kommunale Gesetzesänderung sind. Diese Angelegenheit ist sehr dringend, denn die diskriminierende Gesetzesänderung hat bereits die erste Lesung im Stadtparlament von St. Petersburg passiert und die nächsten Schritte sollen bald folgen. 

Es handelt sich jedoch nicht nur – wie man annehmen könnte - um eine auf eine einzelne russische Stadt begrenzte Entgleisung von Kommunalpolitiker_innen in Anbetracht der im Dezember 2011 anstehenden Kommunalwahlen in St. Petersburg, mit der durch Agitation und  Propaganda Stimmenfang betrieben werden soll – was schlimm genug wäre. 
In den letzten Jahren musste Amnesty International vielmehr ein leider zunehmend rigoroses und systematisches Durchgreifen von Behörden gegen LGBTI-Menschen in ganz Russland beobachten und dokumentieren, welches offensichtlich  in einem größeren diskriminierendem Kontext steht. So waren beispielsweise Organisator_innen von Filmfestivals und kulturellen Events zu LGBTI-Themen immer wieder schweren Schikanen und Störungen ausgesetzt, Prides und andere öffentliche Queer-Events, die von und für LGBTI-Menschen organisiert wurden, wurden  von gewaltbereiten Gegendemonstrant_innen angegriffen oder sogar von der russischen Polizei verboten, friedliche Demonstrant_innen dagegen , die sich für LGBTI-Rechte einsetzten, wurden wiederholt festgenommen. Der für 2011 in St. Petersburg geplante Slavic Pride wurde abgesagt.
In erster Lesung votierte am 16. November 2011 das Stadtparlament von St. Petersburg fast einstimmig für die Gesetzesänderung, welche  - das wörtliche Zitat spricht hier Bände - „öffentliche Propaganda für Sodomie, Lesbianismus, Bisexualität und Transsexualität bei Jugendlichen“ mit empfindlichen Geldbußen belegen soll. Unfassbar in diesem Zusammenhang die unverblümt, öffentlich geäußerten Forderungen von Kommunalpolitiker_innen aus St. Petersburg, die sich dazu verstiegen, gleich das Verbot von  LGBTI-websites zu fordern oder gar den Regenbogen als Symbol der LGBTI-Bewegung zu kriminalisieren.

Dabei ist die Intention so klar wie durchschaubar: denn unter dem Vorwand des Kinder-Jugendschutzes würde die hass- und gewaltschürende Gesetzesnovelle jede Sichtbarkeit von LGBTI-Menschen (Küssen oder Händchenhalten auf der Straße) sowie LGBTI-Organisationen (Stand, Kulturevent, Demonstration) aus dem öffentlichen, urbanen Raum verbannen. Und das ist in erster Linie eine grobe Verletzung von universellen Menschenrechten, die auch für Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender und Intersex-Menschen gelten.  Nicht nur internationale Menschenrechtsverträge, die von der russischen Föderation uneingeschränkt unterzeichnet wurden (ICCPR und ECHR) wären gebrochen, sondern auch die Verfassung der russischen Föderation selbst, in der Diskriminierung verboten ist und Versammlungs- und  Meinungsfreiheit für alle garantiert werden. 
Unerträglich und zynisch anmutend, dass ausgerechnet unter dem Vorwand des Jugendschutzes durch die geplante Gesetzesnovelle vor allem jungen LGBTI-Menschen  aus St. Petersburg der Zugang zu Informationen und Gruppen verbaut wird, der für ihre persönliche Entwicklung und Gesundheit dringend notwendig sind. Dazu gehören auch Informationen über soziale Gruppen, Netzwerke und Rechte.  

Aus diesem Grund bitten wir Sie, sich sofort mit dem Stadtpräsidenten von  St. Petersburg per Post, Email , Fax oder Telefon in Verbindung zu setzen, um unmissverständlich deutlich zu machen, dass aufgeklärte (Hamburger_innen, Dresder_innen) sehr besorgt sind, dass ein derart diskriminierender und menschenverachtender Gesetzesentwurf im Jahr 2011 tatsächlich Gesetz werden könnte; und das in einer zivilisierten, russischen Großstadt, die sich zudem Partnerstadt zahlreicher moderner Großstädte weltweit nennt.

Konkret geht es um folgende Forderungen an die Behörden in St. Petersburg:

- nicht für die geplante Gesetzesnovelle zum Verbot von  Propaganda für „Sodomie, Lesbianismus, Bisexualität und Transsexualität zu stimmen.

- sicherzustellen dass sowohl  LGBTI-Einzelpersonen als auch Organisationen und LGBTI – Menschenrechtsschützer_innen ihre Rechte auf freie Meinungsäußerung  und Versammlung uneingeschränkt ausüben können.

Nachfolgend die Kontaktdaten des Stadtpräsidenten von St. Petersburg  Georgy Poltavchenko.  Kopien bitte auch an den Vorsitzenden des Stadtparlaments von St. Petersburg Vadim Tulpanov und an den Ombudsman in St. Petersburg  Alexey Kozyerev.
Stadtpräsident von St. Petersburg Georgy Poltavchenko

Fax: +7 (8123) 576 -78-27
Email: gubernator@bov.spb.ru
Vorsitzender des Stadtparlaments von St. Petersburg: Vaim Tulpanov
Fax: + 7 (812) 570-25-12

Email: Vtuopanov@assembly.spb.ru; mvi@assembly.spb.ru
Ombudsmann von St. Petersburg Alexey Kozyerv

Fax: + 7 (812) 572 -73-06

Email: mail@ombudsmanspb.ru
Mit freundlichen Grüßen

